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BAGSO fordert Konsequenzen aus Rechtsgutachten 

Die Besuchs- und Ausgangsbeschränkungen in Pflegeheimen im 

Rahmen der Corona-Pandemie verstoßen in weiten Teilen ge-

gen das Grundgesetz. Das ist das Ergebnis eines Rechtsgutach-

tens, das der Mainzer Verfassungsrechtler Prof. Dr. Friedhelm 

Hufen im Auftrag der BAGSO – Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Seniorenorganisationen erstellt hat. Die BAGSO fordert Politik, 

Behörden sowie die Verantwortlichen in der stationären Pflege 

nachdrücklich auf, die Grundrechte der Betroffenen zu wahren. 

Sie tut dies mit besonderer Dringlichkeit, weil vielerorts Pflege-

einrichtungen Besuchs- und Ausgangsbeschränkungen ange-

sichts gestiegener Infektionszahlen wieder verschärfen. 

Der Gutachter hat begründete Zweifel daran, dass das Infekti-

onsschutzgesetz in seiner geltenden Fassung eine hinreichende 

Ermächtigungsgrundlage für die gravierenden Eingriffe in die 

Grundrechte von Menschen in Pflegeeinrichtungen darstellt. 

Auch die Rechtsverordnungen der Länder, die sogenannten 

„Corona-Verordnungen“, müssten konkretere Vorgaben ma-

chen. Sofern die Verordnungen tägliche Besuchsmöglichkeiten 

vorsehen, ist dies für die Heimleitungen verbindlich. Die zustän-

digen Behörden haben eine Schutzpflicht, die sich nicht nur auf 

das Vermeiden einer Ansteckung mit COVID-19, sondern auch 

auf die Wahrung der Grund- und Freiheitsrechte der Bewohne-

rinnen und Bewohner und ihrer Angehörigen bezieht.  

Dem Gutachten zufolge müssen die negativen Auswirkungen 

der Maßnahmen auf die Gesundheit der Bewohnerinnen und 
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Bewohner bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung viel stärker in 

den Blick genommen werden. Das Leiden von Demenzkranken 

unter einer für sie nicht begreifbaren Isolation sei dabei beson-

ders zu berücksichtigen. Eine niemals zu rechtfertigende Verlet-

zung der Menschenwürde liege in jedem Fall vor, wo Menschen 

aufgrund von Besuchsverboten einsam sterben müssen. 

Die BAGSO appelliert an die Politik in Bund und Ländern, die Er-

messens- und Beurteilungsspielräume für Behörden, Heimträ-

ger und Heimleitungen deutlich stärker zu beschränken, als dies 

bislang der Fall ist. Dabei müssen die Unverletzlichkeit der Men-

schenwürde und die Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrund-

satzes sichergestellt werden. Das bedeutet, dass ein Zugang zu 

sterbenden Menschen immer möglich sein muss. Andere Heim-

bewohner müssen regelmäßig und in angemessener Form Be-

such erhalten können – in jedem Fall über eine kurze Begeg-

nung hinter Plexiglas hinaus. Insbesondere auf demenziell er-

krankte Menschen wirkt ein solches Ambiente verstörend. 

Die BAGSO ruft Gesundheitsministerien, Heimaufsichten, Ge-

sundheits- und Ordnungsämter auf, die betroffenen Menschen 

auch vor unverhältnismäßigen oder sonst unzulässigen Eingrif-

fen in ihre Grundrechte zu schützen. Von Heimträgern und 

Heimleitungen verlangt die BAGSO, dass sie nur solche Ein-

schränkungen anordnen, für die es eine eindeutige Rechts-

grundlage gibt. Außerdem müssen sie die Spielräume, die die je-

weils aktuelle Verordnung lässt, im Sinne der Betroffenen aus-

schöpfen. Bei der konkreten Ausgestaltung müssen sie die Be-

wohnervertretungen einbeziehen. 
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Die BAGSO ruft Politik und Verwaltung dazu auf, die Verant-

wortlichen in den Heimen bei ihren Anstrengungen zu unter-

stützen. Hygienepläne müssen darauf ausgerichtet sein, Besu-

che in Sicherheit zu ermöglichen, nicht sie zu verhindern. Die 

zwischenzeitlich verfügbaren Antigen-Schnelltests müssen wie 

versprochen prioritär in Pflegeheimen eingesetzt werden. Um 

sicherzustellen, dass ausreichend qualifiziertes Personal die 

Tests durchführen kann, können beispielsweise Studierende mit 

medizinischen Grundkenntnissen und entsprechender fachli-

cher Einweisung eingesetzt werden. 

Im Rechtsgutachten wurde die verfassungsrechtliche Zulässig-

keit von Besuchs- und Ausgangsbeschränkungen in Alten- und 

Pflegeheimen aus Anlass der COVID-19-Pandemie untersucht. 

Prof. Dr. Friedhelm Hufen ist Professor für Öffentliches Recht an 

der Universität Mainz sowie Mitglied des Verfassungsgerichts-

hofs Rheinland-Pfalz a.D. Das Gutachten kann auf 

www.bagso.de heruntergeladen oder kostenlos bestellt wer-

den. 

Zum Rechtsgutachten 

 

 

Über die BAGSO 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Seniorenorganisationen 
vertritt über ihre rund 120 Mitgliedsorganisationen viele Millio-
nen ältere Menschen in Deutschland. Mit ihren Publikationen 
und Veranstaltungen – dazu gehören auch die alle drei Jahre 
stattfindenden Deutschen Seniorentage – wirbt die BAGSO für 
ein möglichst gesundes, aktives und engagiertes Älterwerden. 

 

https://www.bagso.de/publikationen/stellungnahme/rechtsgutachten-besuche-in-pflegheimen/
https://www.bagso.de/fileadmin/user_upload/bagso/06_Veroeffentlichungen/2020/Rechtsgutachten_Besuchseinschraenkungen_in_Pflegeheimen.pdf
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Wichtige Ergebnisse des Gutachtens sind: 

1. Bewohnerinnen und Bewohner von Alten- und Pflegeheimen sind 

uneingeschränkt Träger von Grundrechten. Dasselbe gilt für ihre Angehörigen und 

andere Bezugspersonen. Auch private Träger von stationären Einrichtungen sind 

an die Grundrechte gebunden. 

2. Die Schutzpflicht, die staatliche Behörden aktiv ausüben müssen, bezieht sich 

nicht nur auf das Vermeiden einer Ansteckung mit dem Coronavirus, sondern 

auch auf die Grund- und Freiheitsrechte der Bewohnerinnen und Bewohner und 

ihrer Angehörigen. 

3. Ein Verstoß gegen die Menschenwürde liegt vor, wo Menschen aufgrund von 

Besuchsverboten einsam sterben müssen. 

4. Die Nebenfolgen der Einschränkungen auf die Gesundheit der Bewohnerinnen 

und Bewohner müssen bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung viel stärker in den 

Blick genommen werden. Das Leiden von Demenzkranken unter einer für sie nicht 

begreifbaren Isolation ist dabei besonders zu berücksichtigen; auch hier kann die 

Menschenwürde verletzt sein. 

5. Das Infektionsschutzgesetz ist aufgrund seiner Unbestimmtheit derzeit keine 

hinreichende Ermächtigungsgrundlage, um die aktuellen, gravierenden Eingriffe in 

die Grundrechte von Bewohnerinnen und Bewohnern sowie deren Angehörigen 

zu rechtfertigen. 

6. Rechtsverordnungen der Länder müssen, um verfassungsgemäß zu sein, die 

Ermessens- und Beurteilungsspielräume für Behörden, Heimträger und 

Heimleitungen auf ein Minimum beschränken. 

7. Sieht die Verordnung Ausnahmen von Besuchs- und Ausgangsverboten vor, 

konkretisieren diese den Geltungsgehalt der Grundrechte und sind deshalb für 

Behörden, Heimträger und Heimleitungen verbindlich. 

 

Zum Rechtsgutachten 
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